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Verwaltungsvorschrift des Ministeriums
für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau

für die Überbrückungshilfe zugunsten kleiner
und mittelständischer Unternehmen
(VwV Corona-Überbrückungshilfe)

Vom 14. Mai 2021 -Az.: 43-4310.028-6 -

E r g ä n z e n d e Fö r d e r u n g d e s L a n d e s
1.2.1 Das Land Baden-Württemberg gewährt eine ergän-

zende Förderung in Form eines fiktiven Unterneh-
merlohns nach den im Folgenden aufgeführten Maß-
gaben.

1.2.2 Die ergänzende Förderung kann beantragt werden

1.2

für:
- Soloselbständige,
- Freiberufler und Freiberuflerinnen,

- jeweils f ür im Unternehmen tätige Inhaber und In-
haberinnen von Einzelunternehmen beziehungs-
weise Personengesellschaften.

1.2.3 Den Soloselbständigen sind selbständige geschäfts-
führende Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft, die
keine weiteren Arbeitnehmer beschäftigen und die
sozialversicherungstechnisch als selbständig einge-

stuft werden, gleichstellt. Teil A Nummer 2 Absatz 1
der Vollzugshinweise gilt entsprechend.

1.2.4 Im Rahmen der ergänzenden Förderung wird ein fik-
tiver Untemehmerlohn gewährt mit einem monatli-
chen Pauschalbetrag in Höhe von:
- 1 180 Euro bei einem Umsatzrückgang von mehr

als 70 Prozent im Vergleich zum Vorjahresmonat,
- 830 Euro bei einem Umsatzrückgang zwischen

50 Prozent und 70 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahresmonat,

- 590 Euro bei einem Umsatzrückgang zwischen
40 Prozent und unter 50 Prozent im Vergleich zum
Vorjahresmonat.

1.2.5 In entsprechender Anwendung von Teil A Nummer 5
Absatz 7 der Vollzugshinweise ist Voraussetzung für
die Gewährung der ergänzenden Förderung, dass die
Tätigkeit ununterbrochen vom ersten bis zum letzten
Werktag eines jeden Fördermonats ausgeübt wird.
Wird die Tätigkeit nach Beginn des ersten Werktags
eines Fördermonats aufgenommen oder vor dem letz-
ten Werktag eines Fördermonats beendet, so ist die
Förderung in Bezug auf diesen Monat insgesamt -
nicht nur anteilmäßig - zurückzuzahlen. Im Rahmen
der Schlussabrechnung ist nachzuweisen, dass Perso-
nen, für die die ergänzende Förderung gewährt wurde,
über den gesamten Förderzeitraum hinweg ihre Tä-
tigkeit ununterbrochen ausgeübt haben.

1.2.6 Die Voraussetzungen gemäß Teil A Nummer 3
der Vollzugshinweise (Antragsberechtigung) müssen
grundsätzlich auch in Bezug auf die ergänzende För-
derung des Landes gegeben sein. Auch die weiteren
Voraussetzungen gemäß den Vollzugshinweisen müs-
sen vorliegen.

1.2.7 Lebenshaltungskosten sind auch im Rahmen der er-
gänzenden Förderung nicht förderfähig.

1.2.8 In jedem Fall muss sichergestellt sein, dass durch die
Gewährung des fiktiven Unternehmerlohns der nach
der Geänderten Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020
einschlägige Höchstbetrag unter Berücksichtigung
der sonstigen auf der Grundlage dieser Bundesrege-
lung gewährten Hilfen nicht überschritten wird. Eine
Kumulierung mit dem Höchstbetrag für Beihilfen

Präambel
Das Land Baden-Württemberg gewährt nach Maßgabe
- der Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg

(LHO) sowie der dazu erlassenen Allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften (VV-LHO), insbesondere des § 53
LHO und in sinngemäßer Anwendung des § 44 LHO,

- des Verwaltungsverfahrensgesetzes Baden-Württemberg
(LVwVfG), insbesondere §§ 48, 49 und 49a LVwVfG,

- der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020’, der Bundes-
regelung Fixkostenhilfe202012 der Verordnung (EU)
Nr.1407/2013 über die Anwendung der Art. 107 und 108
über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-
Minimis-Beihilfen,

- der Ergänzenden Verwaltungsvereinbarung Überbrü-
ckungshilfe III zwischen dem Bund und dem Land Baden-
Württemberg und

- der Vollzugshinweise für die Gewährung von Corona-
Überbrückungshilfe für kleine und mittelständische Un-
ternehmen,

in der jeweils geltenden Fassung, auf Antrag Corona-Hilfen
des Bundes als Billigkeitsleistungen für kleine und mittel-
ständische Unternehmen. Die Billigkeitsleistung erfolgt
ohne Rechtsanspruch im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel unter Beachtung der allgemeinen Rahmenbedin-

gungen.
Bereits in der ersten Phase wie auch in der zweiten Phase
wurde die Überbrückungshilfe landesseitig um einen fikti-
ven Untemehmerlohn ergänzt. Auch für die dritte Phase
wird ein fiktiver Unternehmerlohn im Rahmen von verfüg-
baren Haushaltsmitteln des Landes nach Maßgabe der nach-
folgenden Regelungen gewährt.

1 Überbrückungshilfe Erste Phase,
Förderzeitraum Juni bis August 2020

G e l t u n g d e r V o l l z u g s h i n w e i s e
Es gilt grundsätzlich Teil A der Vollzugshinweise für
die Gewährung von Corona-Überbrückungshilfe für
kleine und mittelständische Unternehmen (im Fol-
genden: Völlzugshinweise, siehe Anlage). Diese Voll-
zugshinweise sind Bestandteil dieser Verwaltungs-
vorschrift.

1.1

1 Vierte geänderte Regelung zur vorübergehenden Gewährung geringfügi-
ger Beihilfen im Geltungsbereich der Bundesrepublik Deutschland im Zu-
sammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 (SA.61744)

2 Zweite geänderte Regelung zur Gewährung von Unterstützung für unge-
deckte Fixkosten im Geltungsbereich der Bundesrepublik Deutschland im
Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 (SA.59289)
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nach der De-Minimis-Verordnung ist zulässig, soweit
die Vorgaben dieser Verordnung, einschließlich der
Kumulierungsregeln, eingehalten werden.

Voraussetzungen gemäß den Vollzugshinweisen müs-
sen vorliegen.

2.2.7 Lebenshaltungskosten sind auch im Rahmen der er-
gänzenden Förderung nicht förderfähig.

2.2.8 In jedem Fall muss sichergestellt sein, dass durch die
Gewährung des fiktiven Untemehmerlohns der nach
der Geänderten Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020
einschlägige Höchstbetrag in der jeweils geltenden
Fassung unter Berücksichtigung der sonstigen auf der
Grundlage dieser Bundesregelung gewährten Hilfen
nicht überschritten wird. Eine Kumulierung mit dem
Höchstbetrag für Beihilfen nach der De-Minimis-
Verordnung ist zulässig, soweit die Vorgaben dieser
Verordnung, einschließlich der Kumulierungsregeln,
eingehalten werden.

••
Überbrückungshilfe Zweite Phase,
Förderzeitraum September bis Dezember 2020

G e l t u n g d e r V o l l z u g s h i n w e i s e
Es gilt grundsätzlich Teil B der Vollzugshinweise,
(siehe Anlage). Diese Vollzugshinweise sind Be-

standteil dieser Verwaltungsvorschrift.

E r g ä n z e n d e Fö r d e r u n g d e s L a n d e s
2.2.1 Das Land Baden-Württemberg gewährt eine ergän-

zende Förderung in Form eines fiktiven Untemeh-
merlohns nach den im Folgenden aufgeführten Maß-

gaben.
2.2.2 Die ergänzende Förderung kann beantragt werden

2

2.1

2.2

Überbrückungshilfe Dritte Phase,
Förderzeitraum November 2020 bis Juni 2021

G e l t u n g d e r V o l l z u g s h i n w e i s e
Es gilt grundsätzlich Teil G der Vollzugshinweise
(siehe Anlage). Diese Vollzugshinweise sind Be-
standteil dieser Verwaltungsvorschrift

3

für:
3.1- Soloselbständige,

- Freiberufler und Freiberuflerinnen,
- jeweils für im Unternehmen tätige Inhaber und In-

haberinnen von Einzelunternehmen beziehungs-
weise Personengesellschaften.

2.2.3 Den Soloselbständigen sind selbständige geschäfts-
führende Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft, die
keine weiteren Arbeitnehmer beschäftigen und die
sozialversicherungstechnisch als selbständig einge-
stuft werden, gleichstellt. Teil B Nummer 2 Absatz 1
der Vollzugshinweise gilt entsprechend.

2.2.4 Im Rahmen der ergänzenden Förderung wird ein fik-
tiver Untemehmerlohn gewährt mit einem monatli-
chen Pauschalbetrag in Höhe von:
- 1 180 Euro bei einem Umsatzrückgang von mehr

als 70 Prozent im Vergleich zum Vorjahresmonat,
- 830 Euro bei einem Umsatzrückgang zwischen

50 Prozent und 70 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahresmonat,

- 590 Euro bei einem Umsatzrückgang zwischen
30 Prozent und unter 50 Prozent im Vergleich zum
Vorjahresmonat.

2.2.5 In entsprechender Anwendung von Teil B Nummer 5
Absatz 7 der Vollzugshinweise ist Voraussetzung für
die Gewährung der ergänzenden Förderung, dass die
Tätigkeit ununterbrochen vom ersten bis zum letzten
Werktag eines jeden Fördermonats ausgeübt wird.
Wird die Tätigkeit nach Beginn des ersten Werktags
eines Fördermonats aufgenommen oder vor dem letz-

ten Werktag eines Fördermonats beendet, so ist die
Förderung in Bezug auf diesen Monat insgesamt -
nicht nur anteilmäßig - zurückzuzahlen. Im Rahmen
der Schlussabrechnung ist nachzuweisen, dass Perso-
nen, für die die ergänzende Förderung gewährt wurde,
über den gesamten Förderzeitraum hinweg ihre Tä-
tigkeit ununterbrochen ausgeübt haben.

2.2.6 Die Voraussetzungen gemäß Teil B Nummer 3
der Vollzugshinweise (Antragsberechtigung) müssen
grundsätzlich auch in Bezug auf die ergänzende För-
derung des Landes gegeben sein. Auch die weiteren

E r g ä n z e n d e Fö r d e r u n g d e s L a n d e s
Das Land Baden-Württemberg gewährt eine ergän-
zende Förderung in Form eines fiktiven Untemeh-
merlohns nach den im Folgenden aufgeführten Maß-

gaben.
3.2.1 Die ergänzende Förderung kann beantragt werden

3.2

für:
- Soloselbständige,

- Freiberufler und Freiberuflerinnen,

- jeweils für im Unternehmen tätige Inhaber und
Inhaberinnen von Einzeluntemehmen beziehungs-
weise Personengesellschaften. Bei Inhabern von
mehreren Einzeluntemehmen, Personengesell-
schaften oder Kapitalgesellschaften nach Nr. 3.2.3
kann der Untemehmerlohn nur für ein Unterneh-

men beantragt werden.
3.2.2 Als Soloselbstständige gelten Antragstellende, die

weniger als einen Mitarbeiter beschäftigen (im Voll-
zeit-Äquivalent; die Bestimmung der Anzahl der
Beschäftigten erfolgt nach Buchstabe G Nummer 2
Absatz 6 der Vollzugshinweise).

3.2.3 Den Soloselbständigen sind selbständige geschäfts-
führende Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft, die
weniger als einen Mitarbeiter beschäftigen (im Voll-
zeit-Äquivalent; die Bestimmung der Anzahl der Be-
schäftigten erfolgt nach Buchstabe G Nummer 2 Ab-
satz 6 der Vollzugshinweise) und die sozialversiche-
rungstechnisch als selbständig eingestuft werden,
gleichstellt. Selbständige geschäftsführende Gesell-
schafter einer Kapitalgesellschaft müssen für die An-
tragsberechtigung im Haupterwerb tätig sein (Teil G
Nummer 2 Absatz 1 der Vollzugshinweise gilt ent-
sprechend).

3.2.4 Wird der fiktive Unternehmerlohn für mehr als einen
Gesellschafter einer Personengesellschaft beantragt,
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wird eine Förderung für die weiteren Gesellschafter
nur dann gewährt, wenn die weiteren Gesellschafter
im Haupterwerb für die Gesellschaft tätig sind (ge-

mäß der Definition nach Teil G Nummer 2 Absatz 1
der Vollzugshinweise).

3.2.5 Im Rahmen der ergänzenden Förderung wird für die
Monate Januar 2021 bis Juni 2021 ein fiktiver Unter-
nehmerlohn mit einem Pauschalbetrag in Höhe von
1000 Euro für jeden Monat, in dem ein Anspruch auf
Überbrückungshilfe besteht, gewährt.

3.2.6 In entsprechender Anwendung von Teil G Nummer 5
Absatz 7 der Vollzugshinweise ist Voraussetzung für
die Gewährung der ergänzenden Förderung, dass
die Tätigkeit der Personen, für die der fiktive Unter-
nehmerlohn beantragt wird, nicht vor dem 30. Juni
2021 dauerhaft eingestellt wird. Hat der Antragstel-
lende die Absicht, einen Corona-bedingt geschlosse-

nen Geschäftsbetrieb wiederaüfzunehmen, verzögert
sich jedoch die Wiedereröffnung, weil fortbestehende
gesundheitspolitische Beschränkungen einen wirt-
schaftlichen Betrieb noch nicht zulassen, liegt keine
dauerhafte Einstellung des Geschäftsbetriebs vor.

3.2.7 Die Voraussetzungen gemäß Teil G Nummer 3 der
Vollzugshinweise (Antragsberechtigung) für den Er-
halt der Überbrückungshilfe müssen grundsätzlich
auch in Bezug auf die ergänzende Förderung des Lan-
des gegeben sein. Auch die weiteren Voraussetzungen
für den Erhalt der Überbrückungshilfe gemäß den
Vollzugshinweisen müssen vorliegen.

3.2.8 Lebenshaltungskosten sind auch im Rahmen der er-
gänzenden Förderung nicht förderfähig.

3.2.9 In jedem Fall muss sichergestellt sein, dass durch die
Gewährung des fiktiven Unternehmerlohns der nach
der Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 beziehungs-
weise der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 ein-

schlägige Höchstbetrag in der jeweils geltenden Fas-
sung unter Berücksichtigung der sonstigen auf der
Grundlage dieser Bundesregelungen gewährten Hil-
fen nicht überschritten wird. Eine Kumulierung mit
dem Höchstbetrag für Beihilfen nach der De-Mini-
mis-Verordnung ist zulässig, soweit die Vorgaben
dieser Verordnung, einschließlich der Kumulierungs-
regeln, eingehalten werden.

tenhilfe 2020 in der jeweils geltenden Fassung für
zehn Jahre gespeichert.

4.2.2 Zwischen dem Wirtschaftsministerium und der
L-Bank kann eine DatenWeitergabe im Zuge des in
den Vollzugshinweisen beschriebenen Verfahrens und
in dem Umfang, wie es zu der Vergabe der Fördermit-
tel respektive zur Abstimmung der Salden erforder-
lich ist, erfolgen.

4.2.3 Zum Zwecke der Überprüfung der Richtigkeit der
Angaben kann die Verarbeitung personenbezogener
Daten der Beschäftigten der Antragstellenden oder
Empfänger der Überbrückungshilfe erfolgen.

Schlussbestimmungen
Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2021 in Kraft und am 31. Dezember 2021
außer Kraft. Mit Inkrafttreten dieser Verwaltungsvor-
schrift tritt die Verwaltungsvorschrift des Wirtschafts-
ministeriums für die Überbrückungshilfe zugunsten
kleiner und mittelständischer Unternehmen, die ihren
Geschäftsbetrieb im Zuge der Corona Krise einstel-
len müssen (VwV Corona-Überbrückungshilfe) vom
25. November 2020 außer Kraft.
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••Verwaltungsvorschrift zur Änderung
der Verwaltungsvorschrift des

Wirtschaftsministeriums für die Übernahme
von Bürgschaften des Landes und

der Landeskreditbank Baden-Württemberg -
Förderbank - (L-Bank) im Bereich

der gewerblichen Wirtschaft

Vom 25. Mai 2021 -Az.: 44-4313.02/13 -

I. In Nummer I der Verwaltungsvorschrift zur Änderung
der Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsministeriums
für die Übernahme von Bürgschaften des Landes und
der Landeskreditbank Baden-Württemberg - Förder-
bank - (L-Bank) im Bereich der gewerblichen Wirt-
schaft vom 29. Dezember 2020 (GABI, vom 27. Januar
2021 S.30) wird die Angabe »30. Juni 2021« durch die
Angabe »31. Dezember 2021« ersetzt.

II. Die Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsministeriums
für die Übernahme von Bürgschaften des Landes und
der Landeskreditbank Baden-Württemberg - Förder-
bank - (L-Bank) im Bereich der gewerblichen Wirt-
schaft (VwV Bürgschaften) vom 19. August 2016
(GABI S.583) die zuletzt durch Verwaltungsvorschrift
vom 29. Dezember 2020 (GABI, vom 27. Januar 2021,
S.30) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1 . Nummer 1.2 wird wie folgt gefasst:

»1.2 Rechtsgrundlagen
<

Bürgschaften nach dieser Verwaltungsvorschrift wer-
den nach Maßgabe der allgemeinen haushaltsrechtli-

Phasenübergreifende Regelungen

B e w i l l i g u n g s s t e l l e
Zuständige Bewilligungsstelle ist die Landeskredit-
bank Baden-Württemberg - Förderbank (L-Bank).
Das Antragsverfahren wird ausschließlich durch
Steuerberater und Steuerberaterinnen, Wirtschafts-
prüfer und Wirtschaftsprüferinnen, vereidigte Buch-
prüfer und Buchprüferinnen oder Rechtsanwälte und
Rechtsanwältinnen durchgeführt.
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4.1

4.2 D a t e n s c h u t z
*4.2.1 Die sich aus den Antragsunterlagen und der Förde-

rung ergebenden Daten werden gemäß der diesbezüg-
lichen Vorgaben der Bundesregelung Kleinbeihilfen
2020 beziehungsweise der Bundesregelung Fixkos-

ww
Rechteck


